= He 


Geſetz-Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


„„ 


(Nr. 3330.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 23. September 1850., betreffend die in Bezug auf 
den chauſſeemaͤßigen Ausbau der Verbindungsſtraße zwiſchen Ziegenhals 
und der Kaiſerlich Oeſterreichiſchen Chauſſee bei Niclasdorf in der Rich-. 
tung auf Freiwaldau durch die Stadtgemeinde Ziegenhals bewilligten fis— 
kaliſchen Vorrechte. 5 


Nad Ich durch Meinen Erlaß vom 16. März v. J. den chauſſeemaͤßi⸗ 
gen Ausbau der Verbindungsſtraße zwiſchen Ziegenhals und der Kaiſerlich 
Oeſterreichiſchen Chauſſee bei Nielasdorf in der Richtung auf Freiwaldau durch 
die Stadtgemeinde Ziegenhals genehmigt und derſelben gegen die Uebernahme 
der kuͤnftigen vorſchriftsmaͤßigen Unterhaltung der Straße das Recht zur 
Chauſſeegeld⸗Erhebung fuͤr eine halbe Meile nach dem jedesmal für die 
Staatschauſſeen geltenden Chauſſeegeld-Tarif bewilligt habe, beſtimme Ich in 
Folge Ihres Berichts vom 18. Auguſt d. J., daß das Recht zur Expropria⸗ 
tion der fir die Chauſſee erforderlichen Grundſtuͤcke, ſowie das Recht zur Ent⸗ 
nahme der Chauſſeebau- und Unterhaltungs-Materialien nach Maaßgabe der 
für die Staatschauſſeen geltenden Beſtimmungen auf die gedachte Straße An⸗ 
wendung finden ſoll. Auch ſollen die dem Chauſſeegeld-Tarife vom 29. Fe⸗ 
bruar 1840. angehaͤngten Vorſchriften wegen der Chauſſeepolizei-Vergehen 
für dieſelbe Gültigkeit haben. Der gegenwaͤrtige Erlaß ift durch die Geſetz— 
Sammlung zur oͤffentlichen Kenntniß zu bringen. 

Sansſouei, den 23. September 1850. e 


Friedrich Wilhelm. 


v. d. Heydt. Fuͤr den abweſenden Finanz⸗Miniſter: 
v. La denberg. 


An 5 f i 
den Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten 
und den Finanzminiſter. 5 


Jahrgang 1850. (Nr. 3330-3331.) 72 (Nr. 3331.) 


Ausgegeben zu Berlin den 17. Dezember 1850. 
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(Nr. 3331.) Bekanntmachung Aber die erfolgte Beſtaͤtigung des „Revidirten Statuts“ der 
Magdeburger Feuer- Verſicherungs-Geſellſchaft. Vom 11ten Novem⸗ 
ber 1850. 


Nachdem Se. Majeſtaͤt der König durch Allerhoͤchſten Erlaß vom 6. Juli 
d. J. die von der Magdeburger Feuer ⸗Verſicherungs-Geſellſchaft in der 
General⸗Verſammlung am 22. Auguſt 1849. beſchloſſenen Abaͤnderungen der 
§§. 3. 7. 11. 12. 13. 19. 20. 24, 25. 26; 29. 32. 35. 39. 40. 41. 42. 43. 
44. 45. 46. 47. 49. 59. 60. 61. 64. 65. 66. 70. 71. 72. 13,745 76. 
87. 88. und 89. ihres unter dem 17. Mai 1844. Allerhoͤchſt beſtaͤtigten Sta⸗ 
tuts zu genehmigen geruht haben, iſt in Gemaͤßheit der uns hierzu durch den 
bezogenen Allerhöchſten Erlaß vom 6. Juli d. J. ertheilten Ermaͤchtigung das 
nach jenen Abaͤnderungen „Revidirte Statut“ der genannten Verſicherungs⸗ 
Geſellſchaft von uns beſtaͤtigt worden. 

Dies wird nach Vorſchrift der HH. 3. und 4. des Geſetzes uͤber Aktien⸗ 
Geſellſchaften vom 9. November 1843. mit dem Bemerken bekannt gemacht, 
daß das gedachte revidirte Statut durch das Amtsblatt der Koͤniglichen Re⸗ 
gierung zu Magdeburg zur öffentlichen Kenntniß gebracht werden wird. 


Berlin, den 11. November 1850. 


Der Miniſter des Innern. Der Juſtiz⸗Miniſter. 
v. Manteuffel. Simons. 
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(Nr. 3332.) Privilegium wegen Ausgabe von 612,000 Nthlr. vier und ein halb prozentiger 
Prioritaͤts-Obligationen der Ruhrort⸗Crefeld⸗Kreis Gladbacher Eiſenbahn⸗ 
Geſellſchaft. Vom 16. November 1850. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen dc. ꝛc. 

Nachdem von der auf Grund des mit der Ruhrort⸗Crefeld⸗Kreis Glad⸗ 
bacher Eiſenbahn-Geſellſchaft unterm 26, September 1849. abgefchloffenen 
Vertrages (Geſetz⸗Sammlung pro 1850. S. 157. ff.) und Unſeres Erlaſſes 
vom 4. März 1850. (Geſetz Sammlung für 1850. S. 162.) zur Verwaltung 
und zum Betriebe des Ruhrort⸗Crefeld⸗Kreis Gladbacher Eiſenbahn⸗Unterneh⸗ 
mens eingeſetzten Direktion, im Einverſtändniſſe mit der in Folge jenes Ver⸗ 
trages von Seiten der Geſellſchaft beſtellten Deputation, darauf angetragen 
worden, Behufs vollſtaͤndiger Ausführung und Aüsruͤſtung der Bahn das An⸗ 
lagekapital fuͤr das gedachte Unternehmen um 912,000 Rthlr. durch Ausgabe 
von ferneren 3000 Stuͤck Stamm⸗Aktien, ſowie von 3060 Stuͤck auf den In⸗ 
haber lautender und mit Zinsſcheinen verſehener Prioritaͤts⸗ Obligationen zu 
200 Rthlr., zu erhoͤhen, und Wir zu dieſer Erhoͤhung Unſere Zuſtimmung ge⸗ 
währt haben, ertheilen Wir in Gemaͤßheit des F. 2. des Geſetzes vom 17. 
Juni 1833. Geſetz Sammlung pro 1833. S. 75.) durch gegenwaͤrtiges Pri⸗ 
vilegium Unſere landesherrliche Genehmigung zur Emiffion der oben erwaͤhn⸗ 
ten 3060 Stuͤck Privritäts-Obligationen der Ruhrort⸗Erefeld⸗Kreis Gladbacher 
Eiſenbahn⸗Geſellſchaft unter nachſtehenden Bedingungen: 


1. 

Die Obligationen, auf deren Ruͤckſeite dieſes Privilegium abgedruckt 
wird, werden jede zu 200 Rthlr. Kurant in fortlaufenden Nummern von 45 
bis 3000. nach dem sub A. beiliegenden Schema ausgefertigt und von den 
Mitgliedern der Direktion der Aachen⸗Duͤſſeldorf-Ruhrorter Eiſenbahn und dem 
Rendanten der Direktionskaſſe unterzeichnet. a ? 

) 82 ' 

„Die Obligationen werden. jährlich mit vier und einem halben Prozent 
verzinſet. Die Sinfen werden in halbjaͤhrlichen Raten postnumerando in der 
Jeit vom 2. bis 31. Januar und vom 1. bis 31. Juli eines jeden Jahres zu 
Aachen und Berlin gezahlt. Die Zinskupons werden nach dem sub B. anlie⸗ 
genden Schema zunaͤchſt fir. ſechs Jahre ausgegeben und nach Ablauf dieſer 
Zeit erneuert. Die Zinskupons ‚für. die erſten ſechs Jahre befinden ſich an den 
bligationen. Die Ausreichung der neuen Kupons erfolgt an den Vorzeiger 
des letzten Kupons, mit deſſen Ruͤckgabe zugleich uͤber den Empfang der neuen 

Doug quittirt wird, ſofern nicht dagegen von dem Inhaber der Obligation 
bei der Direktion rechtzeitig ſchriftlicher iderſpruch erhoben worden iſt. Im 

Falle eines ſolchen Widerſpruchs erfolgt die Ausreichung an den Inhaber der 

(Ii. 33325) 72. Obli⸗ 
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Obligation. Dieſe Beſtimmung wird auf dem jedesmaligen letzten Kupon be⸗ 
ſonders vermerkt. 


H. 3. 


Die Anſpruͤche auf Zinsverguͤtung erloͤſchen und die Zinskupons werden 
unguͤltig und werthlos, wenn dieſe nicht binnen vier Jahren nach der Verfall⸗ 
zeit zur Zahlung praͤſentirt werden. 


H. 4. 


Die Verzinſung der Obligationen hoͤrt an dem Tage auf, an welchem 
dieſelben zur Ruͤckzahlung faͤllig ſind. Wird dieſe in Empfang genommen, fo 
muͤſſen zugleich die ausgereichten Zinskupons, welche ſpaͤter als an jenem Tage 
verfallen, mit den fälligen Obligationen eingeliefert werden; geſchieht dies nicht, 
ſo wird der Betrag der fehlenden Zinskupons von dem Kapital einbehalten 
und zur Einloͤſung dieſer Kupons verwendet. 


§. 5. 


Zur allmaͤligen Tilgung der Schuld wird alljährlich vom Jahre 1853. 
an mindeſtens ein halbes Prozent von dem Kapitalbetrage der emittirten Obli⸗ 
gationen nebſt den erſparten Zinſen von den amortiſirten Obligationen verwen⸗ 
det. Die Beſtimmung der jaͤhrlich zur Tilgung kommenden Obligationen ge⸗ 
ſchieht durch Auslooſung Seitens der Direktion mit Zuziehung eines das Pro⸗ 
tokoll fuͤhrenden Notarius im Juli jeden Jahres (zuerſt alſo im Juli 1853.) 
in einem 14 Tage zuvor einmal öffentlich bekannt gemachten Termine, zu wel— 
chem Jedermann der Zutritt freiſteht. 


Die Bekanntmachung der Nummern der ausgelooſten Obligationen er⸗ 
folgt durch dreimalige Einruͤckung in die H. 9. genannten öffentlichen Blätter; 
die erſte Einruͤckung muß mindeſtens vier Wochen vor dem beſtimmten Zah: 
lungstermine erfolgen. 


Die Auszahlung des Nennwerths der ausgelooſten Obligationen geſchieht 
gegen deren Aushaͤndigung an die Inhaber zu Aachen oder Berlin im Januar 
des naͤchſtfolgenden Jahres (zuerſt alſo im Januar 1854.). Die im Wege des 
Tilgungsverfahrens eingelöften Obligationen werden, unter Beobachtung der 
oben wegen der Auslooſung vorgeſchriebenen Formen, verbrannt. Der Direktion 
des Unternehmens bleibt das Recht vorbehalten, mit Genehmigung Unſeres 
Miniſters fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten und Unſeres Finanz⸗ 
Miniſters, ſowohl den Amortiſations⸗Fonds zu verſtaͤrken und dadurch die Til⸗ 
gung der Obligationen zu beſchleunigen, als auch ſaͤmmtliche Obligationen durch 
die oͤffentlichen Blaͤtter mit ſechsmonatlicher Friſt zu kuͤndigen und durch Zah⸗ 
lung des Nennwerths einzuloͤſen. Die Kündigung darf jedoch nicht vor dem 
1. Januar 1854. geſchehen. Die Obligationen, deren Einloͤſung im Wege der 
Kuͤndigung erfolgt, koͤnnen anderweit wieder ausgegeben werden. 


. b. 
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H. 6. 

Die Nummern der zur Ruͤckzahlung fälligen, aber nicht zur Einlöͤ⸗ 
ſung vorgezeigten Obligationen werden in dem Zeitraum von zehn Jah⸗ 
ren, von dem Faͤlligkeitstermine an gerechnet, jaͤhrlich einmal von der 
Direktion Behufs der Empfangnahme der Zahlung oͤffentlich aufgerufen. Die 
Obligationen, welche nicht innerhalb eines Jahres nach dem letzten offentlichen 
Aufrufe zur Einloͤſung vorgezeigt worden, ſind werthlos, und werden als ſolche 
von der Direktion demnaͤchſt öffentlich bekannt gemacht. Die Geſellſchaft hat 
wegen ſolcher Obligationen keine Verpflichtung mehr; doch kann deren gaͤnz⸗ 
liche oder theilweiſe Bezahlung vermoͤge eines Beſchluſſes der Direktion aus 
Billigkeits-Ruͤckſichten gewaͤhrt werden. 


Sl. 
Zur Sicherung der Verzinſung und Tilgung der Schuld wird feſtgeſetzt: 

a) die vorgeſchriebene Verzinſung und Tilgung der Obligationen geht der 
Zahlung von Zinſen und Dividenden an die Aftionaire der Geſellſchaft 
aus dem Reinertrage vor; 5 

bp) bis zur Tilgung der Obligationen duͤrfen Seitens der Geſellſchaft keine 
zur Eiſenbahn und zu den Bahnhöfen erforderlichen Grundſtuͤcke ver⸗ 
kauft werden; dies bezieht ſich jedoch nicht auf die außerhalb der Bahn 
und der Bahnhoͤfe befindlichen Grundſtuͤcke, auch nicht auf ſolche, welche 
innerhalb der Bahnhoͤfe etwa an den Staat oder an die Gemeinden zur 
Errichtung von Poſt-, Telegraphen⸗, Polizei- oder ſteuerlichen Einrich⸗ 
tungen, oder welche zu Packhoͤfen oder Waaren-Niederlagen abgetreten 
werden moͤchten; 

c) die Geſellſchaft darf weder Aktien kreiren, noch neue Darlehne aufneh— 
men, es ſei denn, daß fuͤr die gest zu emittirenden Obligationen das 
Vorzugsrecht ausdruͤcklich vorbehalten wuͤrde; er 

d) zur Sicherheit der Inhaber der Obligationen für Kapital und Zinfen iſt 
di geſammte bewegliche und unbewegliche Vermögen der Geſellſchaft 
verhaftet. . j 2 


We 8. 

Angeblich vernichtete oder verlorene Obligationen und Zinskupons wer⸗ 
den nach dem in H. 18. der Statuten der Ruhrort-Crefeld-Kreis Gladbacher 
Eiſenbahn-Geſellſchaft (Geſetz- Sammlung für 1847. S. 47 und ff.) vorge⸗ 
ſchriebenen Verfahren für nichtig erklaͤrt und demnaͤchſt erſetzt. 


H. 9. 

Die in dieſem Privilegium vorgeſchriebenen oͤffentlichen Bekanntmachun⸗ 
gen muͤſſen in den Preußiſchen Staats⸗Anzeiger, in die Berliner Voſſiſche, die 
Kölner und die Duͤſſeldorfer Zeitung eingeruͤckt werden. Sollte eins dieſer 
Blätter eingehen, fo genuͤgt die Bekanntmachung in den drei anderen, bis zur 
anderweitigen, mit Genehmigung Unſeres Miniſters fuͤr Handel, Gewerbe und 
r. 3832.) : oͤffent⸗ 
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öffentliche Arbeiten zu treffenden Beſtimmung, fie muß aber unter allen Um⸗ 
ſtaͤnden jederzeit in einer der zu Berlin erſcheinenden Zeitungen erfolgen. Zur 
Urkunde dieſes haben Wir das gegenwärtige landes herrliche Privilegium Aller⸗ 
hoͤchſt eigenhaͤndig vollzogen und unter Unſerem Königlichen. Inſiegel ausferti⸗ 
en laſſen, ohne jedoch dadurch den Inhabern der Obligationen in Anſehung 
ihrer Befriedigung eine Gewährleiſtung von Seiten des Staats zu geben oder 
Rechten Dritter zu praͤſudiziren. f 
Gegeben Potsdam, den 16. November 1850, 


. 80 Friedrich Wilhelm. 
| v. d. Heydt. v. Rabe; 


A. | 
Ruhrort⸗Crefeld⸗Kreis Gladbacher Eiſenbahn⸗Obligation. 
| On, % uber 200 Rthlr. | 


Inhaber dieſer Obligation e hat einen Antheil von Zwei Hun⸗ 
dert Thalern Preußiſch Kurant an der mit Allerhoͤchſter Genehmigung 
und nach den Beſtimmungen des umſtehenden Privilegiums gemachten Anleihe 
der Ruhrort⸗Crefeld⸗Kreis Gladbacher Eiſenbahn⸗Geſellſchafk im Betrage von 
ſechsmal Hundert zwoͤlf Tauſend Thalern. f 

Die Zinſen mit vier und einem halben Prozent fuͤr das Jahr ſind egen 
die vom 2. bis 31. Januar und vom 1. bis 31. Juli jeden Jahres van 
halbjaͤhrigen Zins-Kupons zu erheben 


Aachen, den . at l 
Königliche Direktion der Aachen⸗Düſſeldorf⸗Ruhrorter Eiſenbahn, 
(Unterſchriften.) 
| Eingetragen im | Der Rendant. 
Obligationsbuch Pak Cou (Unterſchrift.) 


Mit dieſer Obligation ſind fuͤr den Zeitraum von ſechs Jahren, vom 
1. Januar 1851. an gerechnet, zwölf halbjaͤhrige Zins⸗Kupons Nr. 1. bis 12. 
ausgegeben, von welchen der letzte den in H. 2. beſtimmten Vermerk enthaͤlt. 


— — — 
\ 1 o 


aren 


„ > > „add 
Sind-Kupon Nr. 1. 
5 zur 4 
Ruhrort-Crefeld-Kreis Gladbacher Eiſenbahn-Obligation. 
Dr... 2 


Vier Thaler Fuͤnfzehn Silbergroſchen Preußiſch Kurant hat In⸗ 
haber dieſes vm ab zu Aachen oder zu Berlin zu erheben. 

Dieſer Zins⸗Kupon wird unguͤltig und werthlos, wenn er nicht binnen 
vier Jahren nach der Verfallzeit zur Zahlung praͤſentirt wird. 

Aachen, den 


Königliche Direktion der Aachen⸗Düſſeldorf⸗Ruhrorter Eiſenbahn. 
DC ? (Unterſchriften.) 


ene in der Zins⸗ ` 
Kontrolle Fol.. . ...) 


(Kupon Nr. 12. Bemerkung.) 


(Gegen Zuruͤckgabe dieſes Kupons wird die folgende Reihe von Kupons ausgehaͤndigt, 
wenn nicht hiergegen vor dem Faͤlligkeitstermine vom Inhaber der Obligation bei 
der Königlichen Direktion ſchriftlich Widerſpruch erhoben wird. In dieſem Falle 
erfolgt die Ausreichung der neuen Kupons gegen beſondere Quittung an den In⸗ 
haber der Obligation.) f 1185 


(Ar. 8332 3333,) > (Nr, 3333,) 
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(Nr. 3333.) Genehmigungs-Urkunde, die Erhöhung des Anlage-Kapitals der Ruhrort— 
Crefeld-Kreis Gladbacher Eiſenbahn-Geſellſchaft betreffend. Vom 16, 
November 1850. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


Nachdem von der auf Grund des mit der Ruhrort-Crefeld-Kreis Glad— 
bacher Eiſenbahn-Geſellſchaft unterm 26. September 1849. abgeſchloſſenen 
Vertrages (Geſetz-Sammlung pro 1850. Seite 157. ff.) und Unſeres Erlaſſes 
vom 4. Marz 1850. (Geſetz- Sammlung für 1850. S. 162.) zur Verwaltung 
und zum Betriebe des Ruhrort-Crefeld⸗Kreis Gladbacher Eiſenbahn-Unterneh⸗ 
mens eingeſetzten Direktion, im Einverſtaͤndniſſe mit der in Folge jenes Wer: 
trages von Seiten der Geſellſchaft beſtellten Deputation, darauf angetragen 
worden, Behufs vollſtaͤndiger Ausführung und Ausruͤſtung der Bahn das An— 
lage⸗Kapital für das gedachte Unternehmen zum Betrage von 1,200,000 Rthlr. 
um 912,000 Rthlr. zu erhoͤhen, wollen Wir zu dieſer Erhoͤhung des Anlage⸗ 
Kapitals der Ruhrort⸗Crefeld-Kreis Gladbacher Eiſenbahn-Geſellſchaft auf den 
Betrag von 2,112,000 Rthlr. hiermit Unſere Zuſtimmung ertheilen. Zugleich 
genehmigen Wir hierdurch mit Bezug auf die $$. 1. und 13. des vorerwaͤhn⸗ 
ten Vertrages, daß in Gemaͤßheit des H. 20. der Statuten der Ruhrort⸗Cre⸗ 
feld⸗Kreis Gladbacher Eiſenbahn-Geſellſchaft (Geſetz- Sammlung pro 1847, 
S. 47. ff.) zur Deckung des obigen Bedarfs, außer den vorläufig ausgegebe⸗ 
nen 12,000 Stuͤck Aktien, noch weitere, in der bisherigen Nummerzahl fort⸗ 
laufende 3000 Stuck Stamm Aktien zu 100 Rthlr. ausgegeben werden, indem 
Wir auf Grund des Geſetzes vom 28. Februar 1850. (Geſez⸗Sammlung pro 
1850. S. 76.) fuͤr die Zinſen dieſer Aktien zum Satze von drei und einem 
halben Prozent nach naͤherer Maaßgabe des unterm 26. September 1849. ab⸗ 
geſchloſſenen Vertrages die Garantie des Staates bewilligen, und daß der 
Ueberreſt durch Emiſſion von 3060 Stuͤck vier und ein hal prozentiger Prio⸗ 
ritaͤts⸗-Obligationen zu 200 Rthlr. in Gemaͤßheit Unſeres Privilegiums vom 
heutigen Tage beſchafft werde. S 

Die gegenwärtige Genehmigungs - Urkunde ift durch die Geſetz-Sammlung 
zur öffentlichen Kenntniß zu bringen. 
Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 
Gegeben Potsdam, den 16. November 1850. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
v. d. Heydt. v. Rabe. 


(Nr. 3334.) 


(Nr, 3334.) Convention entre la Prusse et 
les Pays-Bas relative à Pextradition de 
malfaiteurs, signée le 17. Novembre 1850. 


8. Majesté le Roi de Prusse et Sa 
Majesté le Roi des Pays-Bas ayant 
jugeé utile de regler, par une Con- 
vention, Textradition de malfaiteurs, 
ont muni A cet effet de leurs pleins- 
pouvoirs, savoir: 


Sa Majesté le Roi de Prusse 


le Sieur Frederic Hellwig, 


Son Conseiller intime de Léga- 
tion, Chevalier de Ordre de 
Aigle rouge de la 3me classe 
avec le noeud et de St. Stanis- 
las de la 2de classe de Russie; 


et Sa Majesté le Roi des Pays-Bas 


le Sieur Alexandre Charles 
Jacques Baron Schimmel- 
penninck van der Oye, Son 
Envoyé Extraordinaire et Mi- 
nistre Plénipotentiaire aupres de 
Sa Majeste le Roi de Prusse, 
Commandeur de Ordre du 
Lion Neerlandais, Chevalier de 
Etoile de Ordre de la Cou- 
ronne de Chene; 

lesquels, après setre communiqué 

leurs pleins-pouvoirs respectifs, sont 

convenus des Articles suivants. 


Article J. 


Les Gouvernements Prussien et 
Neerlandais sengagent à se livrer 
réciproquement, A la demande de 
autre partie, à lexception de leurs 
nationaux, les individus condamnés, 
mis en état d’accusation, ou contre 
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(No. 3334.) Ueberſetzung des Vertrages zwi⸗ 
ſchen Preußen und den Niederlanden we— 
gen gegenſeitiger Auslieferung flüchtiger: 
Verbrecher. Vom 17. November 1850. 


Nachdem Se. Majeſtaͤt der König von 
Preußen und Se. Majeſtaͤt der Koͤnig 
der Niederlande es nuͤtzlich befunden ha⸗ 
ben, die Auslieferung der Verbrecher 
durch ein Uebereinkommen zu regeln, 
haben Allerhoͤchſtdieſelben zu dieſem Be⸗ 
hufe mit Vollmacht verſehen und zwar: 
Se. Majeſtaͤt der Koͤnig von Preußen: 
Allerhoͤchſtihren Geheimen Lega⸗ 
tionsrath Friedrich Hellwig, 
Ritter des Rothen Adler-Ordens 
dritter Klaſſe mit der Schleife und 
des Kaiſerlich Ruſſiſchen St. Sta— 
nislaus⸗Ordens zweiter Klaſſe; 


Se. Majeſtaͤt der König der Nieder: 
lande: 


Allerhoͤchſtihren außerordentlichen 
Geſandten und bevollmaͤchtigten 
Miniſter am Hofe Sr. Ma⸗ 


jeſtaͤt des Koͤnigs von Preußen, 
Alexander Karl Jacob Baron 
Schimmelpenninck van der 
Oye, Kommandeur des Königlich 
Niederlaͤndiſchen Loͤben-Ordens, 
Ritter des Sterns des Luxemburgi⸗ 
ſchen Ordens der Eichenkrone; 
welche nach vorheriger Mittheilung ihrer 
gegenfeitigen Vollmachten über folgende 
Artikel uͤbereingekommen ſind. 


Art. 1. 


Das Preußiſche und das Nieder: 

laͤndiſche Gouvernement verpflichten ſich, 

egenſeitig auf Antrag des anderen 

Theiles ſich diejenigen Individuen, mit 

Ausnahme ihrer Nationalen, auszulie⸗ 

fern, We verurtheilt oder in Anklage⸗ 
3 


lesquels une ordonnance de pour- 
suite, avec mandat d’arret, est pro- 
noncee par les tribunaux ou par le 
juge de celui des deux pays, dans 
ou envers lequel les crimes ou delits 
auront été commis. 


Pont compris, quant A lapplica- 
tion de cette Convention, dans la 
denominätion de nationaux, les etran- 
gers qui, selon les lois du pays au- 
quel lextradition est demandee, sont 
assimiles aux nationaux, ainsi que 
les Etrangers qui se sont fixes dans 
le pays, et apres s’&tre mariés a une 
femme du pays, ont un ou plusieurs 
enfants de ce mariage nés dans le 


pays. 


Article II. 


Lextradition maa lieu que dans 
le cas de condamnation, accusation 
ou poursuite, pour les crimes ou 
delits suivants, commis hors du ter- 
ritoire de la partie, à laquelle lex- 
tradition est demandee: 


1) Assassinat, empoisonnement, par- 
ricide, infanticide, meurtre, viol; 


2) incendie; 

3) faux en &criture, y compris la 
contrefagon des billets de banque, 
de papier monnaie et deffeis pu- 
blics; 


4) fabrication de fausse monnaie, 


altération de monnaie legale, 
et Emission avec connaissance 
de monnaie fausse; 

5) taux témoignage; 

6) vol accompagne de circon- 
stances aggravantes, soustraction 
commise par les depositaires ou 
comptables publics, concussion; 
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zuſtand verſetzt ſind, oder gegen welche 
eine Verfolgung mit Verhaftsbefehl von 
den Gerichten oder einem Richter des⸗ 
jenigen der beiden Staaten angeordnet 
worden iſt, in welchem oder gegen wel⸗ 
chen die Verbrechen oder Vergehen be- 
gangen worden ſind. 

Es werden in Bezug auf die An⸗ 
wendung dieſes Vertrages unter der 
Bezeichnung von Nationalen diejenigen 
Fremden mitbegriffen, welche nach den 
Geſetzen des Landes, bei dem die Aus⸗ 
lieferung in Antrag gebracht wird, den 
Eingeborenen gleichgeſtellt find; ebenſo 
diejenigen Auslaͤnder, welche ſich im 
Lande niedergelaſſen und nach ihrer 
Verheirathung mit einer Inlaͤnderin ein 
oder mehrere Kinder aus dieſer Ehe be⸗ 
ſitzen, welche im Lande geboren ſind. 


Art. 2. 


Die Auslieferung ſoll nur im Falle 
der Verurtheilung, Anklage oder Ver⸗ 
folgung wegen folgender Verbrechen und 
Vergehen ſtattfinden, und zwar, wenn 
dieſe außerhalb des Gebietes desjenigen 
Staates begangen ſind, bei welchem die 
Auslieferung in Antrag gebracht wird: 

1) Meuchelmord, Giftmiſcherei, Vater⸗ 
mord, Kindermord, Todtſchlag, 
Nothzucht; 

Brandſtiftung; i 

3) Verfaͤlſchung von Schriften, mit 
Inbegriff der Nachmachung von 
Bankbillets, von Papiergeld und 
Öffentlichen Papieren; 

4) Anfertigung falſcher Münzen, Ver⸗ 
faͤlſchung der gefeßmäßigen Muͤnzen, 
und wiſſentliche Ausgebung falſchen 
Geldes; f 

5) falſches Zeugniß; g 

6) Diebftahl unter erſchwerenden Um: 
ftänden, Unterſchlagung Seitens 
oͤffentlicher Kaſſenbeamten und 
Steuererheber, Erpreffung; ` ` 


7) corruption de fonctionnaires 
publics; a 
8) banqueroute frauduleuse. 


Article III. 


Lextradition pn aura pas lieu, lors- 
que la demande en sera motiyde par 
le m&me crime ou delit, pour lequel 
lindividu réclamé aura été ou sera 
encore poursuivi dans le pays ou il 
se trouve. 


1 


Si Tindividu reclame est pour- 
suivi ou se trouve detenu pour un 
autre crime ou delit, commis envers 
le pays auquel kextradition est de- 
mandee, son extradition sera diffé- 
ree jusquà ce qu il ait subi sa peine, 
ainsi que si lindividu réclamé est 
detenu pour dettes, en suite d'une 
condamnation antérieure à la de- 
mande d’extradition. 


Article IV. 


Les dispositions de la présente 
Convention ne pourront Gre ap- 
pliquées à des individus qui se se- 
ront rendus coupables dun dét 
politique quelconque. Lextradition 
ne pourra avoir lieu que pour la 
pPoursuite et la punition des crimes 
et delits communs, specifies dans 
lArticle II. de ceite Convention. 


Article V. 
Lextradition ne pourra avoir lieu, 
si la prescription de Tacton ou de 
la peine est acquise, d’apres les lois 
du pays auquel Textradition est de- 
mandee. 


Aptieln VI. 


Lextradition sera demandée par 
la voie diplomatique et ne sera 
(Nr. 3334.) : 
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7) Beſtechung oͤffentlicher Beamten; 


8) betruͤglicher Bankerott. 


Art. 3. 

Die Auslieferung ſoll nicht ſtattfin⸗ 
den, wenn ſie auf Grund deſſelben Ver⸗ 
brechens oder Vergehens beantragt wird, 
wegen deſſen das reklamirte Individuum 
in dem Lande, in welchem es ſich be⸗ 
findet, verfolgt worden iſt, oder verfolgt 
wird. | 

Wenn das reklamirte Individuum 
wegen eines anderen Verbrechens oder 
Vergehens gegen den Staat, bei dem 
die Auslieferung in Antrag gebracht 
wird, verfolgt wird oder verhaftet iſt, 
ſo ſoll ſeine Auslieferung bis zur er⸗ 
folgten Abbuͤßung der Strafe aufgeſcho⸗ 
ben werden; dies findet auch Statt, 
wenn das reklamirte Individuum, in 
Folge einer dem Auslieferungs-Antrage 


vorangegangenen Verurtheilung, Schul⸗ 


den halber verhaftet iſt. 


Art. 4. 

Die Beſtimmungen des gegenwaͤrti⸗ 
gen Vertrages koͤnnen nicht auf Indi⸗ 
viduen Anwendung finden, die ſich irgend 
ein politiſches Vergehen haben zu Schul⸗ 
den kommen laſſen. Die nc un 
kann nur Behufs der Unterſuchung un 
Beſtrafung der gemeinen Verbrechen und 
Vergehen erfolgen, welche im Art. 2. 
dieſes Vertrages aufgefuͤhrt ſind. 


Art. 5. 


Die Auslieferung kann nicht ſtatt⸗ 
finden, wenn die Anklage oder die Strafe 
nach den Geſetzen desjenigen Landes 
verjaͤhrt iſt, bei welchem die Ausliefe⸗ 
rung in Antrag gebracht wird. 


Art. 6. 


Die Auslieferung ſoll auf diploma⸗ 
tiſchem KR in Antrag gebracht und 
EK ) 


accordee que sur la production 
d'un arret de condamnation ou 
de mise en accusation, ou d'une 
ordonnance de poursuite avec man- 
dat d’arret, délivré en original ou 
en expedition authentique par les 
tribunaux ou le juge competents, 
dans les formes prescrites par la 
legislation du Gouvernement qui fait 
la demande et exprimant le crime 
ou delit dont il sagt. et la dispo- 
sition pénale qui lui est applicable. 


Article VII, 


FFF Gouvernements respectifs 
. ©. Caen renoncent a reclamer la restitution 
Lë li, du Ke, des frais deentretien, de transport et 
| Age, Indy, dutres qui resulteront de Textra- 
| ce e ae dition. : EEE 

Jay c. spe: Us consentent reciproquement 
Ge pin ginn, & a prendre ces frais A leur charge. 


Article VIH. 


ear 3 Én ée S S 

; a eg: Lorsque dans la poursuite d'une 
| zn, affaire pénale un des Gouvernements 
| Ay. /6 CA 1859. e R 5 ; ee 
„ Jugera necessaire laudition de te- 
iz 18.54 Zeg, Sab . ren V 5 
— — moins domicilies dans autre Etat, 
| une commission rogatoire sera en- 
voyée A cet effet par la voie diplo- 
matique, et il y sera donnè suite en 
observant les lois du pays ou les 
témoins seront invités A comparaitre, 


) eee re, „ 


ö Les Gouvernements respectifs 
renoncent de part et dautre à toute 
réclamation, par rapport à la resti- 
iution des frais qui en résulteront. 

Toute commission rogatoire, 
ayant pour but de demander une 
audition de témoins, devra &tre ac- 
compagnée d'une traduction fran- 


caise, 
Article IX. 


Si dans une cause pénale la compa- 
rution personnelle d'un témoin dans 
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nur dann bewilligt werden, wenn ein 
verurtheilendes Erkenntniß oder ein An⸗ 
klageakt, oder ein Steckbrief mit Ver⸗ 
haftsbefehl, im Original oder in authen⸗ 
tiſcher Ausfertigung der kompetenten Ge⸗ 
richte oder des Einzelrichters, in den 
durch die Geſetzgebung des die Auslie- 
ferung begehrenden Gouvernements vor: 
geſchriebenen Formen beigebracht wird, 
welches Schriftſtuͤck das in Rede ſtehende 
Verbrechen oder Vergehen und das dar: 
auf anwendbare Strafgeſetz bezeichnet. 


Art. 7. 


Die beiderſeitigen Regierungen ver⸗ 
zichten darauf, die Erſtattung der Unter⸗ 
haltungs-, Transport- und anderer Ko: 
ſten, welche aus der Auslieferung erwach⸗ 
ſen, in Anſpruch zu nehmen. N 

Sie willigen gegenſeitig darin, dieſe 
Koſten ſelbſt zu tragen. 


Art. 8. 


Wenn im Verfolg eines ſtrafrecht⸗ 
lichen Verfahrens eine der Regierungen 
die Vernehmung von Zeugen fuͤr noth⸗ 
wendig erachtet, die in dem anderen 
Staate wohnhaft ſind, ſo ſoll auf di⸗ 
plomatiſchem Wege zu dieſem Behufe 
eine Requiſition um Vernehmung uͤber⸗ 
ſandt, und derſelben unter Beobachtung 
der Geſetze des Landes, wo die Zeugen 
vorzuladen ſind, Folge gegeben werden. 

Die reſp. Regierungen verzichten 
beiderſeits auf jeden Anſpruch wegen 
Zuruͤckerſtattung der daraus entſtehenden 
Koſten. 

Jede Requiſition, welche eine Zeu— 
gen-Vernehmung zum Zweck hat, muß 
von einer franzoͤſiſchen Ueberſetzung be 
gleitet ſein. 5 


Art. 9. 


Wenn in einem ſtrafrechtlichen Falle 
das perſoͤnliche Erſcheinen eines Zeugen 


/ 


| 
| 


lautre pays est necessaire ou désirée, 


son Gouvernement lengagera à se 


rendre à invitation qui lui sera 
faite, et en cas de consentement, il 
lui sera accordé des frais de voyage 
et de séjour, d’apres les tarifs et 
reglements en vigueur dans le pays 
ou laudition devra avoir lieu. 


Article X. 


Lorsque dans une cause pénale, 
la confrontation de criminels dete- 
nus dans lautre Royaume, ou bien 
la communication de pieces de con- 
viction ou de documents, se trou- 
vant entre les mains des Autorites 
de Tautre pays, sera jugee utile ou 
nécessaire, la demande en sera faite 
par la voie diplomatique, et Ion y 
donnera suite pour autant qu'il n'y 
ait pas de considerations spéciales 
ui sy opposent, et sous obligation 
e renvoyer les criminels et les 
pieces. 

Les Gouvernements respectifs 
renoncent de part et dautre à toute 
reclamation de frais resultant du 
transport et du renvoi des crimi- 
nels à confronter et de Fenvoi et 
de la restitution des pieces et do- 
cuments. 


Article XI. 

Par les stipulations ci- dessus, il 
est adhéré aux lois des deux pays, 
qui ont ou auront pour objet de 
régler la marche reguliere de lex- 
tradition. 


Article XU. 
La présente Convention ne sera 
(Fr. 3324—3335,) 
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in dem anderen Staate nothwendig iſt 
oder gewuͤnſcht wird, ſo wird die Re⸗ 
gierung deſſelben ihn auffordern, der Vor⸗ 
ladung Folge zu leiſten, welche an ihn 
gerichtet wird, und im Zuſtimmungsfalle 
ſollen ihm Reiſe- und Aufenthaltskoſten 
nach den beſtehenden Taxen und Regle⸗ 
ments desjenigen Landes bewilligt wer⸗ 
den, in welchem die Vernehmung ſtatt⸗ 
finden ſoll. 


Art. 10. 


Wenn in einem ſtrafrechtlichen Falle 
die Confrontation von Verbrechern, 
welche in dem anderen Koͤnigreiche in 
Haft ſind, oder die Mittheilung von Be⸗ 
weisſtuͤcken oder Dokumenten, die ſich 
im Beſitze der Behoͤrden des anderen 
Staates befinden, nuͤtzlich oder noth- 
wendig befunden wird, fo ſoll das (Gr 
ſuchen darum auf diplomatiſchem Wege 
ergehen, und demſelben, unter der Ver⸗ 
pflichtung der Zuruͤcklieferung der Ver⸗ 
brecher und der Beweisſtuͤcke, Folge ge⸗ 

eben werden, ſo weit nicht beſondere 
Räckſichten vorhanden ſind, welche dem 
entgegenſtehen. Die betreffenden Regie⸗ 
rungen entſagen beiderſeits jedem An⸗ 
ſpruche auf Erſtattung von Koften, 
welche aus dem Hin- und Zuruͤckbefoͤr⸗ 
dern der zu konfrontirenden Verbrecher, 
ſo wie der Zuſendung und Ruͤckſendung 
von Beweisſtuͤcken und Dokumenten ent- 
ſtehen. 

Art. 11. 


Bei Ausfuͤhrung der vorſtehenden 
Beſtimmungen wird nach denjenigen Ge— 
ſetzen der beiden Staaten verfahren, 
welche die Leitung des regelmaͤßigen 
Ganges der Auslieferung zum Gegen⸗ 
ſtande haben oder kuͤnftig deshalb erlaſ⸗ 
ſen werden. d 


Art. 12. 
Der gegenwärtige Vertrag ſoll erft 
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exécutoire Ca 20 jours apres sa 
publication dans les formes prescri- 
tes par les lois des deux pays. 


Elle continuera A étre en vigueur 
jusquà six mois apres déclaration 
contraire de la part de lun des deux 
Gouvernements. f 

Elle sera ratifiée et les ratifica- 
tions en seront échangées dans le 
delai dun mois ou plutöt si faire 
se peut. 

En foi de quoi les Plenipotentiai- 
res respectifs lont signée et y ont 
apposé le cachet de leurs armes. 

Fait à Berlin, ce 17. Novembre 
1850. 

Frédéric Hellwig. 
Br 
Schimmelpenninck v. d. Oye. 


(L. S.) 


Der vorſtehende Vertrag iſt ratifizirt worden, 


zwanzig Tage nach ſeiner in Gemaͤßheit 
der durch die Geſetzgebung beider Laͤn⸗ 
er vorgeſchriebenen Formen erfolgten 
Veroͤffentlichung zur Ausfuͤhrung ge⸗ 
bracht werden. 

Er verbleibt bis auf ſechs Monate 
nach der Seitens der einen der beiden 
kontrahirenden Regierungen erfolgten 
Aufkuͤndigung in Kraft. 

Derſelbe wird ratifizirt und die Ra⸗ 
tifikationen werden binnen eines Monates, 
oder wo moͤglich fruͤher, ausgewechſelt 
werden. 5 

Des zu Urkund haben die reſp. Be⸗ 
vollmächtigten denſelben unterzeichnet 
und ihm ihre Wappen beigedruͤckt. 

Geſchehen zu Berlin, den 17. No⸗ 
vember 1850. 


Friedrich Hellwig. 
(L. S.) 
Schimmelpenninck v. d. One, 
(I. S.) D 


und hat die Auswechſelung 


der Ratifikations⸗Urkunden hierſelbſt bereits ſtattgefunden. 


(Nr. 3335.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 18. November 1850. betreffend die Errichtung einet 
Handelskammer in Liegnitz für die Kreiſe Liegnitz, Luͤben, Jauer und Gold⸗ 


berg-Haynau, mit Ausnahme der 


Parch witz. 


Al Ihren Bericht vom 13. November d. 


zum Kreiſe Liegnitz gehoͤrigen Stadt 


J. genehmige Ich die Errich⸗ 


tung einer Handelskammer fuͤr die Kreiſe Liegnitz, Luͤben, Jauer und Goldberg⸗ 
Haynau, mit Ausſchluß der zum Kreiſe Liegnitz gehörigen Stadt Parchwitz. 


Die Handelskammer nimmt ihren Sitz in der Stadt Liegnitz. 
Mitgliedern beſtehen, fuͤr welche eben ſo viele 


Sie ſoll aus eilf 
Stellvertreter gewaͤhlt werden. 


Die Wahl der Mitglieder und Stellvertreter erfolgt in fuͤnf engeren Bezirken, 
von welchen der erſte den Kreis Liegnitz mit Ausſchluß der Stadt Parchwitz, 


der zweite den Kreis Luͤben, 
Haynau mit den noͤrdlich der 
ſchaften des Kreiſes Goldber 


der dritte den Kreis Jauer, der vierte die Stadt 
Straße von Jauer nach Bunzlau belegenen Ort⸗ 
. ⸗Haynau und der fuͤnfte die Stadt Goldberg mit 
den uͤbrigen Ortſchaften deſſelben Kreiſes umfaßt. 
fuͤnf Mitglieder und fuͤnf Stellvertreter, 


i Der erſte Wahlbezirk hat 
der zweite zwei Mitglieder und Re 
tell⸗ 
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Stellvertreter, der dritte ebenfalls zwei Mitglieder und zwei Stellvertreter, der 
vierte ein Mitglied und einen Stellvertreter, der fuͤnfte gleichfalls ein Mitglied 
und einen Stellvertreter zu waͤhlen. Zur Theilnahme an der Wahl der Mit⸗ 
glieder und Stellvertreter ſind ſaͤmmtliche Handel- und Gewerbtreibende der 
genannten Bezirke berechtigt, welche in der Steuerklaſſe der Kaufleute mit kauf⸗ 
maͤnniſchen Rechten Gewerbſteuer entrichten. Im Uebrigen finden die Vor⸗ 
ſchriften der Verordnung vom 11. Februar 1848. uͤber die Errichtung von 
Handelskammern Anwendung. Dieſer Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung 
zur Öffentlichen Kenntniß zu bringen. 
Bellevue, den 18. November 1850. 


Friedrich Wilhelm. 
v. d. Heydt. 


An 
den Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten. 


(Nr. 3336.) Bekanntmachung, betreffend die erfolgte Beſtätigung der Bergbau- Geſellſchaft 
Concordia zu Oberhauſen. Vom 21. November 1850. 


Senne Majeftät der König haben mittelſt Allerhoͤchſter Beſtaͤtigungs⸗Urkunde 
vom 18. d. M. die unter dem Namen „Bergbau⸗Geſellſchaft Concordia“ zu 
Oberhauſen in dem Bezirk des Eſſen⸗Werdenſchen Bergamts zur Erwerbung 
und Ausbeutung von Steinkohlen-Bergwerken zuſammengetretene Aktien⸗Geſell⸗ 
ſchaft landesherrlich zu genehmigen geruhet. Dies wird auf Grund des Ge- 
ſetzes uͤber die Aktien Geſellſchaften vom 9. November 1843. hierdurch mit 
dem Bemerken bekannt gemacht, daß das von den Unternehmern zu den nota⸗ 
riellen Verhandlungen vom 29. Juni und 9., 19. und 26. Juli vollzogene Ge⸗ 
ſellſchaftsſtatut vom 27. Juli d. J. durch das Amtsblatt der Koͤniglichen Re⸗ 
gierung zu Duͤſſeldorf zur oͤffentlichen Kenntniß gelangt. 
Berlin, den 21. November 1850. 


Der Miniſter ſür Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 
(gez.) v. d. Heydt. 


(Nr. 3337.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 25. November 1850., betreffend die Anwendung 
der dem Chauſſeegeld-Tarif vom 29. Febrnar 1840. angehaͤngten Beſtim⸗ 
mungen wegen der Polizei-Vergehen auf die Prenzlau-Boitzenburger 
Chauſſee. 


Yon Ich der Prenzlau-Boitzenburger Chauſſeebau-Geſellſchaft bereits 
die Berechtigung ertheilt habe, auf der von ihr erbauten Chauſſee von Prenz⸗ 
lau nach Boitzenburg ein Chauſſeegeld nach dem jedesmaligen Tarif fuͤr die 

(Nr. 33353338.) Staats⸗ 
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Staats-Chauſſeen zu erheben, beſtimme Ich, daß auch die dem Chauſſeegeld⸗ 
Tarif vom 29. Februar 1840. angehaͤngten Beſtimmungen wegen der Chauſſee⸗ 
Polizei-Vergehen auf die gedachte Chauſſee Anwendung finden ſollen. 

Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz- Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 

Bellevue, den 25. November 1850. 


Friedrich Wilhelm. 
v. d. Heydt. 
An den Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten. 


(Nr. 3338.) Bekanntmachung uͤber die unterm 25. November 1850. erfolgte Beſtaͤtigung 


der Statuten der Prenzlau-Boitzenburger Chauſſee-Geſellſchaft. Vom 
5. Dezember 1850. 


a Königs Majeſtaͤt haben die unterm 1. März 1849, vollzogenen Statu⸗ 
ten der fuͤr den Bau einer Chauſſee von Prenzlau nach Boitzenburg unter dem 
Namen: „Prenzlau⸗Boitzenburger Chauſſee-Geſellſchaft“ gebildeten Aktien⸗ 
Geſellſchaft mittelft Allerhöchften Erlaſſes vom 25. November d. J. zu beftd- 
tigen geruhet, was nach Vorſchrift des $. 3. des Geſetzes uͤber Aktien-Geſell⸗ 
ſchaften vom 9. November 1843. mit dem Bemerken bekannt gemacht wird, 
daß die Statuten durch das Amtsblatt der Koͤniglichen Regierung in Potsdam 
zur oͤffentlichen Kenntniß gelangen werden. 
Berlin, den 5. Dezember 1850. 8 


Der Miniſter für Handel, ei und öffentliche Arbeiten. 
| | v. d. Heydt. 


Berichtigung eines Druckfehlers 
der Geſesſammlung Tr das Jahr 1850. 


O 

n der erſten Zeile des $. 10. des in No. 20. der Geſetz⸗Sammlung für das 
Jahr 1850. Seite 277. bis 283. abgedruckten Geſetzes, über die Verhuͤtung 
eines die geſetzliche Freiheit und Ordnung gefaͤhrdenden Mißbrauches des Ver⸗ 
ſammlungs- und Vereinigungs⸗Rechtes, vom 11ten März 1850, iſt ſtatt: 

le „Den in den vorhergehenden Paragraphen ꝛc.“ 

zu leſen: dE 
„Den in dem vorhergehenden Paragraphen 1. 


Nedigirt im Büreau des Stants- Minifteriums, 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober- Hofbuchbruderei, 
0 (Rudolph Decker.) 


